
Eingangsstempel

Amt der Oö. Landesregierung
Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft
Abteilung Wasserwirtschaft

Beratungsstelle Oö. Wasser

Kärntnerstraße 10–12
4021 Linz

LANDES-FÖRDERPROGRAMM FÜR MITGLIEDSGENOSSENSCHAFTEN 
DES OÖ WASSER GENOSSENSCHAFTSVERBANDS EGEN
Antrag auf Gewährung von Förderungsmitteln

UWD-WW/E-6

OBERÖSTERREICH
LAND

Antragsteller/in

zu a): Fördergegenstand

Wassergenossenschaft                    ______________________________________________________________________________

Obmann/frau, Geschäftsführer/in      ______________________________________________________________________________

Anschrift                                            PLZ ____________  Ort __________________________________________________________

                                                         Pol. Bezirk ____________________________________________________________________

                                                         Straße ________________________________________________________  Nr. _____________

                                                         Telefon ___________________________________  Fax ________________________________

                                                         E-Mail ________________________________________________________________________

Bankverbindung                               Bankinstitut ____________________________________________________________________

                                                         Kontoinhaber/in ________________________________________________________________

                                                         IBAN _________________________________________________________________________

                                                         BIC __________________________________________________________________________ 

Die Wassergenossenschaft ist vorsteuerabzugsberechtigt                     Ja                       Nein

händische Vorflutsanierung        __________ lfm                                   Sanierung Hauptsammler

maschinelle Vorflutsanierung     __________ lfm                                   Erstellung von Einreichunterlagen

Maulwurfdränung                       __________ ha

Zutreffendes ankreuzen!

Die IBAN ist die internationale Darstellung von Kontonummer und Bank (in Österreich 20-stellig mit AT beginnend). Der BIC ist eine 
international standardisierte Bankleitzahl (8- oder 11-stellig). Die Angabe des BIC ist bei einer österreichischen IBAN nicht erforderlich.
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zu b): Beschreibung des Vorhabens

a) Förderung zur Sicherstellung funktionierender Meliorationsanlagen

b) Förderung zur Qualitäts- und Zukunftssicherung von Genossenschaften

Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: 
www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz Stand: Juni 2020
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Für den beantragten Zweck habe(n) ich (wir) bereits eine Förderung aus öffentlichen Mitteln erhalten oder wurde mir/uns zugesagt:

Ja                                   Nein

Wenn ja:     Höhe der Förderung: ___________ Euro

                   Förderstelle(n) (samt Genehmigungsdaten): _____________________________________________________________

                   _________________________________________________________________________________________________

Für den beantragen Förderungszweck habe(n) ich (wir) noch bei anderen Stellen um eine Förderung aus öffentlichen Mitteln ange-
sucht oder werde(n) ich (wir) noch ansuchen:

Ja                                   Nein

Wenn ja:    Förderstelle(n): _____________________________________________________________________________________

                   _________________________________________________________________________________________________

Kostenzusammenstellung

         Beleg Nr.                       Firmenname                                Art der Tätigkeit                       Betrag exkl. MwSt.       Betrag inkl. MwSt.

                                                                 Summe

Begründung der Investition
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Erforderliche Unterlagen:
Bitte übermitteln Sie keine Originalunterlagen, da diese nach elektronischer Erfassung nicht retourniert werden können.

1. Bewilligung bzw. Nachweis über Bewilligungsfreiheit                  liegt bei

2. Planunterlagen mit Darstellung des Maßnahmengebietes          liegt bei

3. Fotodokumentation der Maßnahme                                            liegt bei

4. Projektunterlagen bzw. Gutachten                                              liegt bei

5. Rechnungen bzw. Honorarnoten                                                 liegt bei

6. Einzahlungsbelege                                                                      liegt bei

7. Teilnahmebestätigung (bei Fortbildungen)                                  liegt bei

HINWEIS:
Eine Bearbeitung ist nur dann möglich, wenn alle Unterlagen angeschlossen sind.

Nähere Informationen und die allgemeinen Förderungsrichtlinien des Landes Oberösterreich finden Sie unter: www.land-oberoesterreich.gv.at

Rückfragen:

Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft (UWD), 
Abteilung Wasserwirtschaft (WW), Beratungsstelle Oö. Wasser
Tel.: (+43 732) 77 20-140 30, Fax.: (+43 732) 77 20-21 40 08, E-Mail: bs.ww.post@ooe.gv.at

**) Richtlinie zur Förderung der Mitglieder der OÖ WASSER Genossenschaftsverband eGen, auf der Homepage des Landes Oberösterreich unter 
     http://www.land-oberösterreich.gv.at > Service > Serviceangebote > Förderungen > Umwelt und Natur > Richtlinien > Richtlinie zur Förderung der 
     Mitglieder der OÖ WASSER Genossenschaftsverband eGen

                               Ort, Datum                                                                                         Unterschrift Geschäftsführer/in
                                                                                                                                                        Obmann/frau

Förderungserklärung

Ich (Wir) erkläre(n) bzw. verpflichte(n) mich (uns), für den Fall einer Gewährung von Förderungsmitteln des Landes
Oberösterreich, die "Allgemeinen Förderungsrichtlinien des Landes Oberösterreich" *) vollinhaltlich und verbindlich anzu-
erkennen, insbesonders

– die sich aus § 7 der Richtlinien ergebenden Förderungsbedingungen und darüber hinaus vom Land Oberösterreich
erteilten Bedingungen, Auflagen oder Fristen einzuhalten bzw. zu erfüllen; 

– einer gemäß § 11 der Richtlinien eintretenden Rückzahlungsverpflichtung nachzukommen

und erkläre, dass keine Förderungs-Ausschließungsgründe gemäß § 4 dieser Richtlinien vorliegen.

_________________________________________ _____________________________________________________
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§ 4

1. Eine Förderung ist insbesondere ausgeschlossen, wenn

• der Förderungszweck offensichtlich nicht erreicht werden
kann;

• ein Notstand bei einem wirtschaftlichen Unternehmen
selbst mit Hilfe der Förderung nicht behoben werden kann;

• die Durchführung des zu fördernden Vorhabens die finanzi-
elle Leistungsfähigkeit der Förderungswerberinnen und
Förderungswerber übersteigt oder im ursächlichen Zusam-
menhang mit diesem Vorhaben zu ihrer Zahlungsunfähig-
keit führen würde;

• gegen die Förderungswerberinnen oder Förderungswerber
ein Zwangsvollstreckungs-, Konkurs- (Schuldenregulie-
rungs-), Ausgleichs- oder Reorganisationsverfahren anhän-
gig ist;

• die tatsächliche Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern dadurch beeinträchtigt wird;

• das Diskriminierungs- oder Benachteiligungsverbot gemäß
dem Oö. Antidiskriminierungsgesetz, LGBl. Nr. 50/2005
i.d.g.F., (abrufbar unter http://www.ris.bka.gv.at/lr-oberoe-
sterreich/) nicht beachtet wird.

Eine Förderung kann versagt werden, wenn über das Vermö-
gen der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers
einmal ein Konkursverfahren eröffnet und abgeschlossen bzw.
mangels Vermögens nicht eröffnet wurde. 

2. Die Vergabe von Förderungen an wirtschaftliche Unterneh-
men ist davon abhängig zu machen, dass diese Unternehmen
nicht wegen illegaler Beschäftigung von Arbeitskräften bestraft
worden sind. Bei erstmaligem Verstoß ist der Ausschluss von
Förderungen anzudrohen; im Wiederholungsfall ist der Aus-
schluss für die Dauer von zwei, bei weiteren Wiederholungen
für die Dauer von fünf Jahren ab Rechtskraft der letzten
Bestrafung vorzunehmen.

3. Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn es sich bei der
Förderungswerberin oder beim Förderungswerber um eine
extremistische Bewegung oder einen Verein handelt, welcher
eine solche Bewegung unterstützt oder einer solchen nahe-
steht.

§ 7

1. Ein gefördertes Vorhaben ist zur Gänze durchzuführen. Bei
der Durchführung des Vorhabens sind die Grundsätze der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu
beachten und ist der Förderungsbetrag im Rahmen der einge-
setzten Gesamtmittel wirtschaftlich, sparsam und nur für den
Zweck zu verwenden, für den er gewährt wurde.

2. Die Förderungswerberinnen und Förderungswerber haben
gegebenenfalls die nachstehend angeführten und darüber
hinaus erteilten Bedingungen, Auflagen oder Fristen einzuhal-
ten bzw. zu erfüllen:

a) Über Aufforderung der Förderstelle sind Kostenberechnun-
gen vorzulegen; entstehen durch die Investition Folgeko-
sten bzw. Folgeausgaben, sind diese möglichst genau
abzuschätzen und zusammen mit Finanzierungsplan, Kapi-
talnachweis usw. in der von der Förderstelle gewünschten
Form darzulegen.

b) Bei Förderung eines Vorhabens mit einer Gesamthöhe von
mindestens 2 Mio. Euro und einem Förderungsausmaß von
mindestens 40 % der Gesamtkosten des Förderungsgegen-
standes ist die Vergabe von Aufträgen jedenfalls gemäß der
ÖNORM A 2050 in der Fassung vom 1. März 2000 vorzu-
nehmen, sofern auf die Vergabe von Aufträgen im Zusam-
menhang mit dem geförderten Vorhaben nicht ohnehin das
Bundesvergabegesetz in der jeweils geltenden Fassung
anzuwenden ist.

c) Wird die Durchführung bzw. Abwicklung geförderter Vorha-
ben zur Gänze oder teilweise an Dritte übertragen, ist sicher
zu stellen, dass die sich auf die Durchführung und Abwick-
lung des Förderungsgegenstandes sowie auf die Kontroll-

rechte des Landes beziehenden Bestimmungen der Allge-
meinen Förderungsrichtlinien bzw. der Förderungserklärung
an die Vertragspartner überbunden werden.

d) Über Aufforderung ist über die widmungsgemäße und öko-
nomische Verwendung des Förderungsbetrages fristge-
recht zu berichten bzw. sind Nachweise in der vom Land
gewünschten Form zu erbringen.

e) Über Aufforderung der Förderstelle ist ein positiver Einfluss
der Förderung auf die Chancengleichheit von Frauen und
Männern in geeigneter Form nachzuweisen.

f) Den Organen oder Beauftragten des Landes (zB. Oö. Lan-
desrechnungshof) und der EU ist Einsicht in die Bücher und
Belege sowie in sonstige der Überprüfung des Förderungs-
vorhabens dienende Unterlagen und die Besichtigung an
Ort und Stelle zu gestatten und sind die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen bzw. durch geeignete Auskunftspersonen
erteilen zu lassen sowie über Verlangen Jahresabschlüsse
vorzulegen. 

g) Das geförderte Vorhaben ist für eine angemessene Dauer,
die von der Förderstelle festgelegt wird, dem Förderungs-
zweck zu widmen.

3. Das Land Oberösterreich kann jederzeit, wenn nachträglich
besondere Umstände eine Änderung der festgelegten Bedin-
gungen und Auflagen es erfordern, neue oder zusätzliche
Bedingungen und Auflagen vorsehen; hierüber ist eine ent-
sprechende Zusatzvereinbarung zu treffen.

§ 9    (siehe auch letzte Seite)

1. Die zur Erledigung des Förderansuchens erforderliche Verar-
beitung personenbezogener Daten basiert auf vertraglicher
Basis (Art. 6 Abs. 1 lit b) DSGVO1). 

Die Aufbewahrungsdauer dieser Daten ergibt sich zum einen
aus speziellen gesetzlichen Bestimmungen bzw. aus den
jeweiligen Skartierungsvorschiften. Die oö. Landesverwaltung
hat gemäß § 3 Oö. Archivgesetz,LGBl. Nr. 83/2003 in der gel-
tenden Fassung, alle Unterlagen, die sie nicht mehr ständig
benötigt, nach Ablauf einer durch die Organisationsvorschrif-
ten (Skartierungsvorschriften) festgelegten Frist oder späte-
stens nach 30 Jahren dem Oö. Landesarchiv zur Übernahme
(Prüfung der Archivwürdigkeit) anzubieten (Maximalfristen). 

Nach den Art. 15 ff DSGVO besteht grundsätzlich ein Recht
auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Ver-
arbeitung, Widerspruch sowie in bestimmten Fällen auf
Datenübertragbarkeit.

Für allfällige Beschwerden ist die Österreichische Daten-
schutzbehörde (Wickenburggasse 8, 1080 Wien) zuständig.

2. Die im Förderansuchen enthaltenen und bei dessen Erledi-
gung, sowie der Abwicklung und Kontrolle der Förderung
anfallenden und verarbeiteten personenbezogenen Daten
können gemäß den Bestimmungen der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO)  in der geltenden Fassung, an

• die zuständigen Organe des Bundes,

• die zuständigen Landesstellen,

• den Rechnungshof für Prüfungszwecke,

• den Oö. Landesrechnungshof für Prüfungszwecke,

• die Organe der EU für Kontrollzwecke,

• das beim Bundeskanzleramt eingerichtete Kontaktkomitee
für die Koordinierung der Finanzierungs- und Förderungs-
einrichtungen,

• andere Förderungsstellen auf Anfrage, insoweit dies für
deren Koordinationsaufgaben erforderlich ist, sowie an

• Dritte zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirt-
schaftlichen Analysen und Berichte über die Auswirkung der
Förderung - unter Wahrung von Geschäfts- und Betriebsge-
heimnissen – 

übermittelt werden.
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Auszug aus den Allgemeinen Förderungsrichtlinien
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3. Name und Adresse der Förderungsempfängerinnen und För-
derungsempfänger sowie Zweck, Art und Höhe der Förderung
werden ab einem Förderbetrag von 2.000 Euro, sofern die Oö.
Landesregierung nicht bestimmte Förderungsmaßnahmen
davon ausnimmt, in Förderberichte aufgenommen und im
Internet veröffentlicht. Das berechtigte Interesse an der Veröf-
fentlichung dieser Daten im Internetförderbericht liegt in der
transparenten Information der Öffentlichkeit und der Organe
des Landes über die Verwendung von Fördermitteln. Aus
datenschutzrechtlicher Sicht beruht die Verarbeitung dieser
Daten damit auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO.

4. Name und Adresse der Förderungsempfängerinnen und För-
derungsempfänger sowie Branche, Art und Inhalt des Projek-
tes, Gesamt- und förderbare Projektkosten, Art und Höhe der
Förderung und die programmbezogenen Indikatoren können
für eventuelle Berichte im Rahmen des EU-Wettbewerbs-
rechts an die Wettbewerbsbehörde, bei EU-kofinanzierten
Projekten eventuell auch an die im Zusammenhang mit der
Begleitung der Zielprogramme bzw. der Gemeinschaftsinitiati-
ven eingesetzten Begleitausschüsse und an die zuständigen
EU-Finanzkontrollinstitutionen für EU-Strukturfondsmittel wei-
ter gegeben werden. Diese Weitergabe ist zur Erfüllung recht-
licher Verpflichtungen erforderlich, denen das Land Oberö-
sterreich unterliegt.

5. Gemäß § 8 Abs. 2 bis 4 des Oö. Landesrechnungshofgeset-
zes 2013, LGBl.Nr. 62/2013 in der geltenden Fassung, werden
allfällige Prüfungsberichte des Landesrechnungshofes den
betreffenden Organen des Landes sowie der Öffentlichkeit zur
Kenntnis gebracht.

6. Gemäß § 15 Abs. 9 des Rechnungshofgesetzes 1948,
BGBl.Nr. 144/1948 in der geltenden Fassung, werden allfällige
Prüfungsberichte des Rechnungshofes den betreffenden
Organen des Landes sowie der Öffentlichkeit zur Kenntnis
gebracht.

7. Das Land Oberösterreich übermittelt nachstehende Daten der
Förderungsempfängerinnen und Förderungsempfänger an
den Bundesminister bzw. die Bundesministerin für Finanzen
als Verantwortlichen bzw. Verantwortliche der nach dem Bun-
desgesetz über eine Transparenzdatenbank (Transparenzda-
tenbankgesetz 2012 – TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012 in der
geltenden Fassung) eingerichteten Transparenzdatenbank2 :

a) Wenn der Leistungsempfänger bzw. die Leistungsempfän-
gerin oder der bzw. die Leistungsverpflichtete eine natürli-
che Person ist

• das verschlüsselte bereichsspezifische Personenkenn-
zeichen (vbPK-ZP-TD) für die Verwendung in der Trans-
parenzdatenbank sowie

• das verschlüsselte bereichsspezifische Personenkenn-
zeichen Amtliche Statistik (vbPK-AS);

b) Wenn der Leistungsempfänger bzw. die Leistungsempfän-
gerin oder der bzw. die Leistungsverpflichtete keine natürli-
che Person ist

• die Firma oder eine sonstige Bezeichnung des Leistungs-
empfängers bzw. der Leistungsempfängerin oder des
bzw. der Leistungsverpflichteten und

• die Stammzahl gemäß § 6 Abs. 3 E-Government-Gesetz
- E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004 in der geltenden Fassung,
oder einen Ordnungsbegriff, mit dem diese Stammzahl
ermittelt werden kann;

c) die eindeutige Zuordnung der Leistung zu einem Leistungs-
angebot entsprechend der Transparenzdatenbank-Lei-
stungsangebotsverordnung, BGBl. II Nr. 71/2013 in der gel-
tenden Fassung;

d) die Höhe der Aus- oder Rückzahlung einer Leistung im
Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a, c und d TDBG 2012 in Euro;

e) den Zeitpunkt oder den Zeitraum, für den die Leistung im
Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a, c oder d TDBG 2012 ausge-
zahlt wird;

f) das Datum der Aus- oder Rückzahlung der Leistung im
Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a, c oder d TDBG 2012;

g) die eindeutige Bezeichnung der leistenden Stelle und

h) die Angabe, ob die Leistung in den Anwendungsbereich des

EU-Beihilferechts im Sinne des Art. 107 und 108 AEUV

(Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

BGBl. III Nr. 86/1999 in der geltenden Fassung) fällt, wenn

es sich dabei um eine „De-minimis“-Beihilfe handelt.

Nicht übermittelt werden Daten in Zusammenhang mit Förde-

rungen, die nicht durch zivilrechtlichen Förderungsvertrag,

sondern mit den Mitteln des öffentlichen Rechtes (Bescheid)

gewährt werden, sowie besondere Kategorien von personen-

bezogenen Daten im Sinne des Art 9 DSGVO (personenbezo-

gene Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft,

politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Über-

zeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorge-

hen, sowie genetische Daten, biometrische Daten zur eindeu-

tigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsda-

ten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientie-

rung einer natürlichen Person).

Die Daten der natürlichen Personen werden nicht mit Klarna-

men, sondern ausschließlich durch Verwendung des bereichs-

spezifischen Personenkennzeichens übermittelt und in der

Transparenzdatenbank verarbeitet.

Diese Daten werden in der Transparenzdatenbank gespei-

chert und können von abfrageberechtigten Stellen gemäß §

32 Abs. 5 und 6 TDBG 2012 zur Überprüfung des Vorliegens

der für die Gewährung, die Einstellung oder die Rückforde-

rung einer Leistung erforderlichen Voraussetzungen (Überprü-

fungszweck) abgefragt werden. Eine Abfrage ist auch durch

den datenschutzrechtlich Verantwortlichen der Transparenz-

datenbank zur Beantwortung eines an ihn gerichteten Verlan-

gens zur Auskunftserteilung zulässig. Über erfolgte Abfragen

kann sich jede betroffene Person nach vorheriger elektroni-

scher Identifikation am Transparenzportal (transparenzpor-

tal.gv.at) informieren. Zur Auswertung für statistische, planeri-

sche und steuernde Zwecke (Steuerungszweck) können die

Daten an die Bundesanstalt „Statistik Österreich“ nach nähe-

rer Regelung in § 34 TDBG 2012 übermittelt werden.

Informationen zum Verantwortlichen der Transparenzdaten-

bank:

Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen: Bundes-

minister für Finanzen, Johannesgasse 5, 1010 Wien;

https://www.bmf.gv.at/kontakt.html?0

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der Daten in der Trans-

parenzdatenbank sind das TDBG 2012 und die dazu ergange-

nen Verordnungen, insbesondere die Transparenzdatenbank-

Leistungsangebotsverordnung; die Verarbeitung erfolgt zu

den dort normierten Zwecken. Aus datenschutzrechtlicher

Sicht beruht die Verarbeitung der Daten auf Art. 6 Abs. 1 lit. f

DSGVO. Die berechtigten Interessen an der Übermittlung der

Daten an die Transparenzdatenbank des Bundes liegen in der

Überprüfung des effizienten Einsatzes öffentlicher Mittel sowie

der Vermeidung von Doppelförderungen und von Förderungs-

missbrauch.

Die Daten werden in der Transparenzdatenbank dreißig Jahre

gespeichert, um für Auswertungen und statistische Zwecke

verfügbar zu sein. Für Abfragen durch die betroffene Person

selbst, den datenschutzrechtlich Verantwortlichen sowie durch

eine abfrageberechtigte Stelle stehen sie zehn Jahre zur Ver-

fügung.

Die gegenüber dem Verantwortlichen der Transparenzdaten-

bank bestehenden Rechte auf Auskunft, Berichtigung,

Löschung und Einschränkung der Verarbeitung ergeben sich

aus der DSGVO in Verbindung mit dem TDBG 2012. 

Die diesbezügliche Information erfolgt unter www.transparenz-

portal.gv.at und unter www.bmf.gv.at. Für allfällige Beschwer-

den ist die Österreichische Datenschutzbehörde (Wickenburg-

gasse 8, 1080 Wien) zuständig.
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§ 11

1. Die Förderungswerberinnen und Förderungswerber haben
sich im Rahmen der Förderungserklärung (§ 8) zu verpflich-
ten,  eine gewährte Förderung sofort samt Zinsen (Z. 2)
zurückzuzahlen und/oder das Erlöschen zugesicherter, aber
noch nicht ausbezahlter Förderungen zur Kenntnis zu neh-
men, wenn 

• die Förderung auf Grund wissentlich unrichtiger Angaben
erwirkt wurde,

• der Förderungsbetrag widmungswidrig verwendet wurde,

• Bedingungen, Auflagen oder Befristungen nicht erfüllt wur-
den,

• übernommene Verpflichtungen nicht eingehalten oder
Zustimmungen widerrufen wurden,

• über ihr Vermögen vor ordnungsgemäßem Abschluss des
Vorhabens ein Konkursverfahren eröffnet oder die Eröff-
nung eines Konkurses mangels kostendeckenden Vermö-
gens abgelehnt wird und dadurch insbesondere der Förde-
rungszweck nicht erreichbar oder gesichert erscheint,

• das mit dem geförderten Vorhaben im Zusammenhang ste-
hende Unternehmen, Objekt, Projekt usw. innerhalb der
vom Land festgesetzten Dauer der Widmung ganz oder teil-
weise veräußert oder in Bestand gegeben wird oder wenn
aus einem sonstigen Anlass ein Wechsel in der Person der
Förderungsempfängerin oder des Förderungsempfängers
eintritt. Ausgenommen ist der Übergang des Unterneh-
mens, Objektes, Projektes usw. an die Ehegattin oder den
Ehegatten und der einmalige Übergang an Verwandte bis
zum dritten Grad bzw. mit ausdrücklicher Zustimmung des
Landes auch der Übergang an sonstige Personen, wenn
der Förderungszweck weiterhin erfüllt wird.

(Zinsenformel:    Kapital x Zinssatz x Tage)
36.500

3. Im Falle der Nichtbeachtung der Rückzahlungsverpflichtung
bei Feststellung einer widmungswidrigen Verwendung ist
neben der zivilrechtlichen Durchsetzung des Rückforderungs-
anspruches auch Strafanzeige gemäß § 84 Strafprozessord-
nung 1975 in Verbindung mit § 153b Strafgesetzbuch zu
erstatten.

1 VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-

arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)

2 Sämtliche in Punkt 7. verwendete Bezeichnungen sind im Sinne der Begrifflichkeiten des TDBG 2012 zu verstehen.

Die Rückzahlungsverpflichtung samt einer Verzinsung gilt
grundsätzlich auch für den Fall, dass das geförderte Vorha-
ben nach Erhalt und widmungsgemäßer Verwendung der
Förderung innerhalb der vom Land festgesetzten Dauer der
Widmung aufgegeben, eingestellt, stillgelegt usw. wurde.
Der Rückzahlungsbetrag kann jedoch in Berücksichtigung
der Umstände, die zur Aufgabe, Einstellung, Stilllegung
usw. geführt haben, sowie vor allem in Berücksichtigung
des Zeitraumes der widmungsgemäßen Nutzung verkürzt
oder zur Gänze nachgelassen werden.

2. Bei einer Rückforderung gemäß Z. 1 werden ab dem Tag der
Auszahlung Zinsen in der Höhe von 6 % über dem zum Zeit-
punkt der Auszahlung der Förderung geltenden Basiszinssatz
(§ 1 Abs. 1 1. Euro-Justiz-Begleitgesetz, BGBl. I Nr. 125/1998)
pro Jahr  geltend gemacht. Der ermittelte Zinssatz gilt unver-
ändert bis zur vol-len Abstattung des Rückzahlungsbetrages,
im Falle eines Zahlungsverzuges werden die verrechneten
Zinsen kapitalisiert. Bei einer unterjährigen Zinsenberechnung
erfolgt die Zinsenfestlegung auf Basis tatsächlicher Tage.
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